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Bezeichnung der Leistung: 
 

Projekt: A-16401-00, A1 Ersatzneubau 2A-Bauwerke Horster Dreieck 

Leistung: 
A1640100211 

Orientierende Schadstoffuntersuchungen   

 
 

Vertragsbedingungen 

 
 

I. Besondere Vertragsbedingungen 
 

I.1 Termine und Fristen 

1.1 Beginn der Ausführung:  

 Spätestens 12 Werktage nach Zuschlagserteilung 

 Frühestens am       (Datum) 

 Spätestens am       (Datum) 

1.2 Vollendung der Ausführung in Werktagen nach Aufforderung, Zuschlagserteilung, etc.: 

 Spätestens       Werktage nach       

 Einzelfristen für 

2.2.1       = spätestens       Werktage nach       

2.2.2       = spätestens       Werktage nach       

2.2.3       = spätestens       Werktage nach       

1.3 Vollendung der Ausführung nach Datum: 

 Spätestens 18.12.2026 (Datum) 

 Einzelfristen für 

2.3.1       = spätestens       (Datum) 

2.3.2       = spätestens       (Datum) 

2.3.3       = spätestens       (Datum) 

 
 

I.2 Haftpflichtversicherung des Auftragnehmers 

Die Deckungssummen der Haftpflichtversicherung nach § 16 AVB F-StB betragen mindestens: 

a) für Personenschäden 2.000.000,00 EUR 

b) für sonstige Schäden (Vermögens- und Sachschäden) 2.000.000,00 EUR 

Umweltschäden nach dem Umweltschadensgesetz sind von der Berufshaftpflicht einzuschließen. 

 
 

I.3 Ergänzende Vereinbarungen 

Die Abrechnung von Positionen mit vorausgeschätztem Aufwand erfolgt nach tatsächlich erbrachtem 
Aufwand auf Grundlage der angebotenen Stundensätze. Der Auftragnehmer legt dem Auftraggeber 
monatlich unaufgefordert Stundenzettel in prüffähiger Form nach Vorgaben des Auftraggebers vor, die 
den erbrachten Aufwand für lediglich diese Positionen des abgelaufenen Monats enthalten.  

 

Leistungen des Auftraggebers 
Projektleitung 
Bauherrenkernleistungen 
Bestandsunterlagen 

Bereitstellung Dokumentenmanagementsystem 
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I.4 Datenschutz 

siehe Anlage "Datenschutzinformationen für die Erhebung personenbezogener Daten beim 
Vergabeverfahren" sowie weitere Anlage Datenschutz 

Die im Angebot enthaltenen personenbezogenen Daten und sonstigen Angaben können u.U. vom 

Auftraggeber und seinen Beauftragten im Rahmen seiner / ihrer Zuständigkeit erhoben, verarbeitet und 

genutzt werden. Eine Weitergabe dieser Daten an andere Stellen richtet sich nach den geltenden 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen. Der Auftragnehmer hat die am Projekt beteiligten 

Mitarbeiter/innen auf die Erfassung und Speicherung ihrer Daten (Name, dienstliche Erreichbarkeit) 

hinzuweisen. 

 

Der Auftragnehmer garantiert die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben gemäß EU-Recht, 

insbesondere der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und nationalem Recht, insbesondere dem 

Bundesdatenschutzgesetz (BDSG n. F.), sowie gemäß den Vorgaben des AG. Der Auftragnehmer weist 

die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen nach durch Vorlage eines aussagefähigen, 

kompakten Datenschutzkonzepts. 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich gegenüber dem Auftraggeber, die von dem Auftrag betroffenen, 

personenbezogenen Daten sowie alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten vertraulichen 

Informationen, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse vertraulich zu behandeln, insbesondere nicht an 

Dritte weiterzugeben und ausschließlich zu den vereinbarten Zwecken zu verarbeiten.  

Der Auftragnehmer verpflichtet sich außerdem zur Umsetzung geeigneter technischer und 

organisatorischer Maßnahmen zum Schutz der an ihn übermittelten personenbezogenen Daten gemäß 

Art. 5 Abs. 2, Art. 32 Abs. 1 der europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO).  

Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass der IT-Betrieb sowie die Verarbeitung sämtlicher 

personenbezogener Daten sowie weiterer schützenswerter Informationen ausschließlich auf technischen 

Infrastrukturen erfolgt, die sich physikalisch auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland oder der 

europäischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum befinden. Jede Auftragsverarbeitung außerhalb eines Mitgliedsstaates der Europäischen 

Union oder außerhalb eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum (im folgenden „Drittland“) bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des 

Auftraggebers. Die Zustimmung zur Auftragsverarbeitung in einem Drittland wird insbesondere dann nicht 

erteilt, soweit die besonderen Voraussetzungen der Art. 44 f. DS-GVO nicht dauerhaft erfüllt sind, 

insbesondere ein angemessenes Schutzniveau im Drittland nicht besteht, oder keine geeigneten 

Garantien bestehen, die ein angemessenes Schutzniveau sicherstellen.  

Der Auftragnehmer erstellt für sämtliche Verarbeitungstätigkeiten, die personenbezogene Daten zum 

Inhalt haben, ein Umsetzungskonzept, das mit dem Auftraggeber abzustimmen und nach dessen 

Freigabe durch den Auftragnehmer umzusetzen ist. Sofern sich in der Umsetzungs- und/oder 

Betriebsphase zusätzliche Maßnahmen ergeben, um die gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz 

zu erfüllen, werden diese vom Auftragnehmer umgesetzt und dokumentiert. Die jeweils aktuelle 

Dokumentation ist dem Auftraggeber zu übermitteln. 

Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass alle Personen, die von ihm mit der Bearbeitung oder Erfüllung des 

Vertrages betraut sind, die gesetzlichen Bestimmungen über den Datenschutz beachten. Die nach 

Datenschutzrecht erforderliche Verpflichtung auf das Datengeheimnis ist spätestens vor der erstmaligen 

Aufnahme der Tätigkeit vorzunehmen und dem Auftraggeber auf Verlangen nachzuweisen.  

Im Übrigen ist der Auftragnehmer verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass ein Zugriff auf die 
personenbezogenen Daten nur den Personen eingeräumt werden, die diese für die Erbringung der 
jeweiligen Leistungen durch den Auftragnehmer benötigen und sich auf die Daten beschränkt, die für die 
Erbringung der jeweiligen Leistungen durch den Auftragnehmer erforderlich sind („need-to-know“-Prinzip). 

 
 



HVA F-StB Vertragsbedingungen 
 

 

 

Stand: 03-22 10403 Seite 3 

II. Technische Vertragsbedingungen 
 

II.1  
Technische Vertragsbedingungen Landschaftsplanerische Leistungen,  
Ausgabe 2021 (TVB-Landschaft) 

II.2  
Technische Vertragsbedingungen Objektplanung Ingenieurbauwerke,  
Ausgabe 2019 (TVB-Ingenieurbauwerke) 

II.3  
Technische Vertragsbedingungen Objektplanung Verkehrsanlagen,  
Ausgabe 2021 (TVB-Verkehrsanlagen) 

II.4  
Technische Vertragsbedingungen Fachplanung Tragwerksplanung,  
Ausgabe 2019 (TVB-Tragwerksplanung) 

II.5  
Technische Vertragsbedingungen Fachplanung Technische Ausrüstung,  
Ausgabe 2014 (TVB-Technische Ausrüstung) 

II.6  
Technische Vertragsbedingungen für Planungs- und Entwurfsleistungen für Geotechnik, 
Ausgabe 2014 (TVB-Geotechnik) 

II.7  
Technische Vertragsbedingungen Ingenieurvermessung, Ausgabe 2022  
(TVB-Ingenieurvermessung) 

II.8  
Technische Vertragsbedingungen für Prüfingenieurleistungen, Ausgabe 2019  
(TVB-Prüf) 

II.9  
Technische Vertragsbedingungen für Verkehrsuntersuchungen, Ausgabe 2019 
(TVB-Verkehrsuntersuchung) 

II.10  
Technische Vertragsbedingungen für Sicherheits- und Gesundheitsschutzkoordination gem. 
Baustellenverordnung, Ausgabe 2021 (TVB-SiGeKo) 

II.11        

II.12        

II.13        

 

III. Allgemeine Vertragsbedingungen 
 

Allgemeine Vertragsbedingungen für freiberufliche Leistungen im Straßen- und Brückenbau, Ausgabe 2022 
(AVB F-StB) 

 


